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H a u p t s a t z u n g 
 

der Gemeinde Kreuzau vom 04.03.2015 
in der Fassung der 4. Änderung vom 12.12.2018 

 
Auf Grund von § 7 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV NRW S. 666 ff./SGV NRW 2023), in der zur Zeit gültigen Fassung, 
hat der Rat der Gemeinde Kreuzau in seiner Sitzung vom 11.12.2018 die 4. Satzung 
zur Änderung der Hauptsatzung vom 04.03.2015 beschlossen. 
 

 

§ 1 
 

Name und Gemeindegebiet 
 

1. Die Gemeinde führt den Namen: 
 

  „Gemeinde Kreuzau“. 
 

2. Die Gemeinde Kreuzau wurde durch das Gesetz zur Neugliederung von Ge-
meinden des Kreises Düren vom 24. Juni 1969 (GV. NRW. S. 372) in der Form 
des Zusammenschlusses der bisherigen Gemeinden Bogheim, Boich-
Leversbach, Drove, Kreuzau, Stockheim, Thum, Üdingen und Winden mit Wir-
kung vom 1. Juli 1969 gebildet. Durch das Gesetz zur Neugliederung der Ge-
meinden und Kreise des Neugliederungsraumes Aachen vom 14. Dezember 
1971 (GV. NRW. S. 411) wurden die Gemeinden Obermaubach-Schlagstein 
und Untermaubach sowie ein Teil der Gemeinde Hürtgenwald (Langenbroich), 
Teile aus der früheren Gemeinde Lendersdorf-Krauthausen (Schneidhausen 
und Welk) und Teilflächen aus der früheren Gemeinde Niederau mit Wirkung 
vom  1. Januar 1972 in die Gemeinde Kreuzau eingegliedert. 

 
3. Das Gebiet der Gemeinde Kreuzau umfasst 4.176 ha. Die Grenzen des Ge-

meindegebietes sind in der beigefügten Karte, die als Anlage 1 Bestandteil die-
ser Satzung ist, rot umrandet. 

 
4. Mit Genehmigung des Ministeriums für Heimat, Kommunales, Bau und Gleich-

stellung des Landes NRW vom 25.07. und 27.09.2018 darf die Gemeinde Kreu-
zau die Zusatzbezeichnung „Krözau“ führen. 

 

 

§ 2 
 

Wappen, Flagge und Dienstsiegel 
 
1. Der Gemeinde Kreuzau ist mit Urkunde des Innenministers des Landes Nordrhein-

Westfalen vom 20. April 1964 das Recht zur Führung eines Wappens, einer Flag-
ge und eines Dienstsiegels verliehen worden. 
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2. Das Wappen zeigt unter einem mit einem durchgehenden goldenen (gelben) 
Kreuz belegten schwarzen Schildhaupt einen schwarzen mit einer roten Zunge 
bewehrten Löwen in Gold (Gelb). 

 
3. Die Flagge zeigt auf einer von Schwarz und Gelb längsgeteilten Bahn das Wap-

pen der Gemeinde. 
 
4. Das Dienstsiegel zeigt das Gemeindewappen mit der Umschrift „Gemeinde Kreuz-

au - Kreis Düren". 
 

5. Das Wappen oder die Wappensymbole dürfen von Dritten nur nach Genehmigung 
durch den Bürgermeister verwendet werden. Die Genehmigung gilt als widerruflich 
erteilt. 

 

§ 3 
 

Einteilung des Gemeindegebietes in Ortschaften 
 
1. Das Gemeindegebiet gliedert sich in folgende Ortschaften: 

Bogheim, Boich, Drove, Kreuzau, Leversbach, Obermaubach, Stockheim, Thum, 
Üdingen, Untermaubach, Winden. Der Wohnbereich Schlagstein gehört zur Ort-
schaft Obermaubach, der Wohnbereich Bilstein gehört zur Ortschaft Untermau-
bach, die Wohnbereiche Bergheim und Langenbroich gehören zur Ortschaft 
Winden. 

 
2. Für jede Ortschaft wird vom Rat ein Ortsvorsteher gewählt. Die Wahl erfolgt für 

die Dauer der Wahlzeit des Rates. Der Ortsvorsteher soll in der Ortschaft, für die 
er gewählt wird, wohnen und muss dem Rat angehören oder angehören können.  

 
3. Die Ortsvorsteher werden zu Ehrenbeamten der Gemeinde ernannt. 
 

§ 4 
 

Bezeichnung von Gemeindeteilen in Personenstandsbüchern und   

-urkunden 
 

Bei Personenstandsfällen, die im Gemeindegebiet Kreuzau eintreten, unterbleibt 
die Eintragung des Gemeindeteils in den Personenstandsbüchern und –urkunden. 

 

 

§ 5 

 

Aufgaben der Ortsvorsteher 
 
1. Der Ortsvorsteher hat die Belange seiner Ortschaft gegenüber dem Rat wahrzu-

nehmen. Im Rahmen dieser Aufgabe ist er jederzeit berechtigt und verpflichtet, 
Wünsche, Anregungen und Beschwerden aus seiner Ortschaft aufzugreifen und 
an den Rat oder an den für die Behandlung der Angelegenheit zuständigen Aus-
schuss weiterzuleiten. 
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2. Dem Ortsvorsteher obliegen insbesondere folgende Aufgaben: 
 

a) die Wahrnehmung der repräsentativen Aufgaben in der Ortschaft, sofern und 
soweit der Bürgermeister sich diese Aufgaben nicht ganz oder teilweise vor-
behält, 

 

b) die Beratung und Unterrichtung des Bürgermeisters  und des Rates in allen 
Fragen des tatsächlichen kommunalen Lebens und der kommunalen Entwick-
lung der Ortschaft, 

 
  c) die Weiterleitung von Anfragen der Einwohner und Bürger an den  

  Bürgermeister. Dieser entscheidet in eigener Zuständigkeit ob und inwieweit 
der Rat informiert wird. 

 

d) im Übrigen kann der Bürgermeister im Rahmen seiner Zuständigkeit dem 
Ortsvorsteher weitere Aufgaben übertragen, soweit diese ihrem Wesen nach 
vom Ortsvorsteher durchgeführt werden können. Der Ortsvorsteher führt diese 
Geschäfte in Verantwortung gegenüber dem Bürgermeister durch. 

 
3. Der Ortsvorsteher hat bei Behandlung von Angelegenheiten des § 5 im Rat oder in 

den Ausschüssen das Recht auf Gehör. Zur Ausübung dieser Aufgabe darf der 
Ortsvorsteher im Beratungsraum anwesend sein. Wesentliche Vorgänge, die sei-
nen Ort betreffen, sind ihm vor der Umsetzung zur Kenntnis zu geben. 

 
4. Zur Abgeltung des ihm durch die Wahrnehmung seiner Aufgaben entstehenden 

Aufwandes erhält der Ortsvorsteher gemäß § 39 Absatz 7 Sätze 5 - 7 GO eine 
pauschale Aufwandsentschädigung nach § 3 Absatz 2 Satz 1 der Entschädi-
gungsverordnung. Der Anspruch des zum Ehrenbeamten ernannten Ortsvorste-
hers auf Ersatz seiner Auslagen, die durch die Erledigung der ihm übertragenen 
Geschäfte der laufenden Verwaltung entstanden sind (§ 33 Abs. 1 GO), bleibt un-
berührt. 

 

 

§ 6 
 

Gleichstellung von Frau und Mann 

 
1. Der Bürgermeister bestellt eine hauptamtlich tätige Gleichstellungsbeauftragte. 
 
2. Die Gleichstellungsbeauftragte wirkt bei allen Vorhaben und Maßnahmen der Ge-

meinde mit, die die Belange von Frauen berühren oder Auswirkungen auf die 
Gleichberechtigung von Frau und Mann und die Anerkennung ihrer gleichberech-
tigten Stellung in der Gesellschaft haben. 

 
3. Der Bürgermeister unterrichtet die Gleichstellungsbeauftragte über geplante Maß-

nahmen gem. Abs. 2 rechtzeitig und umfassend. 
 
4. Der Bürgermeister hat die Gleichstellungsbeauftragte im Rahmen ihres Aufgaben-

bereichs an allen Vorhaben so frühzeitig zu beteiligen, dass deren Initiativen, An-
regungen, Vorschläge, Bedenken oder sonstige Stellungnahmen berücksichtigt 
werden können. Der Bürgermeister hat sicherzustellen, dass die Meinung der 
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Gleichstellungsbeauftragten zu frauenrelevanten Angelegenheiten bei Bildung der 
Verwaltungsmeinung berücksichtigt wird. Der Gleichstellungsbeauftragten sind die 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendigen Unterlagen zur Verfügung zu stellen.  

 
5. Die Gleichstellungsbeauftragte kann an den Sitzungen des Rates und der Aus-

schüsse teilnehmen. Dies gilt auch für nichtöffentliche Sitzungen. In Angelegenhei-
ten ihres Aufgabenbereichs soll ihr auf Wunsch das Wort erteilt werden. 

 

§ 7 

 

Unterrichtung der Einwohner 
 

1. Der Rat hat die Einwohner über allgemein bedeutsame Angelegenheiten der 
Gemeinde zu unterrichten. Die Unterrichtung soll möglichst frühzeitig erfolgen. 
Über die Art und Weise der Unterrichtung (z.B. in der örtlichen Presse, im Amts-
blatt der Gemeinde Kreuzau, öffentliche Anschläge, schriftliche Unterrichtung al-
ler Haushalte, Durchführung besonderer Informationsveranstaltungen, Abhaltung 
von Einwohnerversammlungen) entscheidet der Rat von Fall zu Fall. 

 
2. Eine Einwohnerversammlung soll insbesondere stattfinden, wenn es sich um 

Planungen oder Vorhaben handelt, die die strukturelle Entwicklung der Gemein-
de unmittelbar oder nachhaltig beeinflussen oder die mit erheblichen Auswirkun-
gen für eine Vielzahl von Einwohnern verbunden sind. Die Einwohnerversamm-
lung kann auf Teile des Gemeindegebietes beschränkt werden. 

 
3. Hat der Rat die Durchführung einer Einwohnerversammlung beschlossen, so 

setzt der Bürgermeister Zeit und Ort der Versammlung fest und lädt alle Einwoh-
ner durch öffentliche Bekanntmachung ein. Die in der Geschäftsordnung für die 
Einberufung des Rates festgelegten Ladungsfristen gelten entsprechend. Der 
Bürgermeister führt den Vorsitz in der Versammlung. Zu Beginn der Versamm-
lung unterrichtet er die Einwohner über Grundlagen, Ziele, Zwecke und Auswir-
kungen der Planung bzw. des Vorhabens. Anschließend haben die Einwohner 
Gelegenheit, sich zu den Ausführungen zu äußern und sie mit den vom Rat zu 
bestimmenden Ratsmitgliedern aller Fraktionen und dem Bürgermeister zu erör-
tern. Eine Beschlussfassung findet nicht statt. Der Rat ist über das Ergebnis der 
Einwohnerversammlung in seiner nächsten Sitzung zu unterrichten. 

 
4. Die dem Bürgermeister aufgrund der Geschäftsordnung obliegende Unterrich-

tungspflicht bleibt unberührt. 
 

 

§ 8 

 

Anregungen und Beschwerden 
 
1. Jeder hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit 

Anregungen oder Beschwerden an den Rat zu wenden. Anregungen und Be-
schwerden müssen Angelegenheiten betreffen, die in den Aufgabenbereich der 
Gemeinde Kreuzau fallen. 
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2. Anregungen und Beschwerden werden zunächst vom Bürgermeister an den jeweils 
zuständigen Fachausschuss verwiesen. Die Zuständigkeit bestimmt in Zweifelsfalle 
der Bürgermeister. Dieser Ausschuss hat die Anregungen und Beschwerden inhalt-
lich zu prüfen. Danach überweist er die Anregungen und Beschwerden an den Rat 
zur Entscheidung. Bei der Überweisung kann er Empfehlungen aussprechen, an 
die der Rat nicht gebunden ist. 
Der Ausschuss kann durch Beschluss dem Antragsteller die Möglichkeit einräu-
men, das Anliegen mündlich zu erläutern. Bei gemeinsamen Anliegen und Be-
schwerden mehrerer Bürger benennen diese einen Sprecher. 

 
3. Das Recht des Rates, die Entscheidung einer Angelegenheit, die den Gegenstand 

einer Anregung oder Beschwerde bildet, an sich zu ziehen, bleibt unberührt. 
Der Antragsteller ist über die Stellungnahme zu seinen Anregungen und Be-
schwerden zu unterrichten. 

 

 

§ 9 

 

Bezeichnung des Rates und der Ratsmitglieder 
 
1. Der Rat führt die Bezeichnung: 
 

„Rat der Gemeinde Kreuzau“ 

 

2. Die Mitglieder des Rates führen die Bezeichnung: 

„Ratsmitglieder". 
 

 

§ 10 

 

Zuständigkeit des Rates und der Ausschüsse 
 

1 . Der Rat entscheidet über die nicht übertragbaren Angelegenheiten (§ 41 Abs. 1 
GO) und über alle übrigen Angelegenheiten, sofern diese nicht zu den dem Bür-
germeister gesetzlich übertragenen Aufgaben gehören. 

 
2. Durch Beschluss des Rates können bestimmte sonstige Angelegenheiten den 

Ausschüssen oder dem Bürgermeister zur Entscheidung übertragen werden. 
 

3. Dringlichkeitsentscheidungen des Hauptausschusses oder des Bürgermeisters 
mit einem Ratsmitglied (§ 60 Abs. 1 und 2 GO) bedürfen der Schriftform. 

 

 

§ 11 

 

Verfahren des Rates 
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Das Verfahren des Rates und seiner Ausschüsse ist in einer vom Rat zu be-
schließenden „Geschäftsordnung“ zu regeln. 

 

 

§ 12 
 

Ausschüsse 
 
1. Der Rat beschließt, welche Ausschüsse außer den in der Gemeindeordnung oder 

in anderen gesetzlichen Vorschriften vorgeschriebenen Ausschüssen gebildet wer-
den. 

 
2. Die Aufgaben des Finanzausschusses werden vom Hauptausschuss wahrgenom-

men. Der Hauptausschuss ist auch für Anregungen und Beschwerden im Sinne 
von § 24 GO zuständig. 

 
3. Die vorbereitende Erledigung der gemeindlichen Aufgaben nach dem Denkmal-

schutzgesetz des Landes NRW obliegt dem Kulturausschuss. 
 
4. Der Rat kann für die Arbeit der Ausschüsse allgemeine Richtlinien aufstellen. 
 
5. Die Ausschüsse werden ermächtigt, in Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches 

die Entscheidung dem Bürgermeister zu übertragen. Der Rat kann sich für einen 
bestimmten Kreis von Geschäften oder für Einzelfälle die Entscheidung vorbehal-
ten. 

 
6. Die Vorsitzenden der Ausschüsse können vom Bürgermeister jederzeit Auskunft 

über die Angelegenheiten verlangen, die zum Aufgabenbereich ihres Ausschusses 
gehören. 

 

 

§ 13 
 

Aufwandsentschädigung, Verdienstausfallersatz 
 

1.  Die Mitglieder des Rates erhalten eine Aufwandsentschädigung in Form eines mo-
natlichen Pauschalbetrages und ein Sitzungsgeld nach Maßgabe der Entschädi-
gungsverordnung für die Teilnahme an Rats-, Ausschuss- und Fraktionssitzungen 
sowie vom Rat gebildete Unterausschusssitzungen. Die Anzahl der Fraktionssit-
zungen, für die das Sitzungsgeld gezahlt wird, wird auf 12 Sitzungen im Jahr be-
schränkt. 
Das Sitzungsgeld gilt für eine Sitzung. Wird eine Sitzungsdauer von insgesamt 6 
Stunden überschritten, kann höchstens ein weiteres Sitzungsgeld gewährt werden. 
Bei mehreren Sitzungen an einem Tag dürfen nicht mehr als zwei Sitzungsgelder 
gewährt werden. 

 
2.  Sachkundige Bürger und sachkundige Einwohner erhalten für die Teilnahme an 

Ausschuss- und Fraktionssitzungen sowie vom Rat gebildete Unterausschusssit-
zungen ein Sitzungsgeld nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung. Die An-
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zahl der Fraktionssitzungen für die das Sitzungsgeld gezahlt wird, wird auf 12 Sit-
zungen im Jahr beschränkt. 

 
3. Rats- und Ausschussmitglieder haben Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalls, 

der ihnen durch die Mandatsausübung entsteht, soweit sie während der regelmäßi-
gen Arbeitszeit erforderlich ist. Die regelmäßige Arbeitszeit ist individuell zu ermit-
teln. Der Berechnungszeitraum beginnt zu dem Zeitpunkt, von dem ab der Ver-
dienstausfall im Einzelfall tatsächlich entsteht. Er endet mit dem Zeitpunkt, von dem 
ab wieder Verdienst gezahlt werden kann bzw. mit dem Ende der regelmäßigen Ar-
beitszeit. Der Anspruch wird wie folgt abgegolten:  

 
a)  Alle Rats- und Ausschussmitglieder erhalten einen Regelstundensatz, es sei 

denn, dass sie ersichtlich keine finanziellen Nachteile erlitten haben. Der Re-
gelstundensatz wird nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung festge-
setzt. 

 
b) Unselbstständigen wird im Einzelfall der den Regelstundensatz übersteigende 

Verdienstausfall gegen entsprechenden Nachweis, z.B. durch Vorlage einer 
Bescheinigung des Arbeitgebers, ersetzt. 

 
c) Selbstständige können eine besondere Verdienstausfallpauschale je Stunde 

erhalten, sofern sie einen den Regelsatz übersteigenden Verdienstausfall 
glaubhaft machen. Die Glaubhaftmachung erfolgt durch eine schriftliche Er-
klärung über die Höhe des Einkommens, in der die Richtigkeit der gemachten 
Angaben versichert wird. 

 
d) Personen, die einen Haushalt mit mindestens zwei Personen führen und nicht 

oder weniger als 20 Stunden je Woche erwerbstätig sind, erhalten für die Zeit 
der mandatsbedingten Abwesenheit vom Haushalt mindestens den Regel-
stundensatz. Auf Antrag werden statt des Regelstundensatzes die notwendi-
gen Kosten für eine Vertretung im Haushalt ersetzt. 

 
e) Entgeltliche Kinderbetreuungskosten, die außerhalb der regelmäßigen Ar-

beitszeit aufgrund der mandatsbedingten Abwesenheit vom Haushalt not-
wendig werden, werden auf Antrag in Höhe der nachgewiesenen Kosten er-
stattet. Kinderbetreuungskosten werden nicht erstattet bei Kindern, die das 
14. Lebensjahr vollendet haben, es sei denn, besondere Umstände des Ein-
zelfalls werden glaubhaft nachgewiesen. 

 
f) Der Höchstbetrag der bei dem Ersatz des Verdienstausfalls nicht überschritten 

werden darf, richtet sich nach der Entschädigungsverordnung. 
 
g) Stellvertretende Bürgermeister nach § 67 Abs. 1 GO und Fraktionsvorsitzen-

de – bei Fraktionen mit mindestens 8 Mitgliedern auch ein stellvertretender 
Vorsitzender, mit mindestens 16 Mitgliedern auch zwei stellvertretende Vor-
sitzende – erhalten neben den Entschädigungen, die den Ratsmitgliedern 
nach § 45 GO zustehen, eine Aufwandsentschädigung nach Maßgabe der 
Entschädigungsverordnung. 
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h) Stellvertreter des Bürgermeisters, die gleichzeitig Fraktionsvorsitzende oder 
stellvertretende Fraktionsvorsitzende sind, erhalten nur eine Aufwandsent-
schädigung nach § 3 der Entschädigungsverordnung. 

 
4. Für genehmigte Dienstreisen erhalten Rats- und Ausschussmitglieder eine Reise-

kostenvergütung nach Maßgabe des Landesreisekostengesetzes. 
 

5. Nach § 56 Abs. 3 GO NRW gewährt die Gemeinde den Fraktionen und einzelnen 
Ratsmitgliedern aus Haushaltmittel Zuwendungen für kommunalpolitische Schu-
lungen sowie den sächlichen und personellen Aufwendungen für die Geschäftsfüh-
rung. Sie betragen monatlich  
- je Fraktion als Grundbetrag 20,00 Euro zzgl. 14,50 Euro je Ratsmitglied 
- je Ratsmitglied das keiner Fraktion angehört als Grundbetrag 10,00 Euro 

 
 Über die Verwendung der Geschäftsführungskosten ist dem Bürgermeister für das  
 Vorjahr bis zum 28.02. ein Verwendungsnachweis in einfacher Form vorzulegen. 

 
 

§ 14 
 

Genehmigung von Rechtsgeschäften 
 

1. Verträge der Gemeinde mit Mitgliedern des Rates oder der Ausschüsse sowie 
mit dem Bürgermeister oder seinem allgemeinen Vertreter bedürfen der Geneh-
migung des Rates. 

 
2.  Keiner Genehmigung bedürfen: 

 

a) Verträge, die auf der Grundlage feststehender Tarife abgeschlossen werden, 
 
b) Verträge, denen der Rat oder ein Ausschuss mit Entscheidungsbefugnis auf 

der Grundlage einer von der Gemeinde vorgenommenen Ausschreibung zu-
gestimmt hat, 

 

c) Verträge, deren Abschluss ein Geschäft der laufenden Verwaltung (§ 41 Abs. 
3 GO) darstellt. 

 

§ 15 

 

Bürgermeister 
 

1. Dem Bürgermeister werden folgende Aufgaben übertragen, soweit sie ihm nicht 
schon nach anderen Rechtsvorschriften oder Beschlüssen des Rates übertragen 
sind oder als übertragen gelten. Dem Bürgermeister werden insbesondere unbe-
schadet des Rückholrechtes im Einzelfall die Geschäfte der laufenden Verwal-
tung übertragen. Zu den Geschäften der laufenden Verwaltung gehören insbe-
sondere: 
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a) Verpflichtungen einzugehen im Zusammenhang mit der laufenden Bewirt-
schaftung und Unterhaltung des Gemeindevermögens im Rahmen der Haus-
haltsansätze, 

 

b) die Pflichtigen zu den Gemeindeabgaben und zu sonstigen Leistungen auf-
grund gesetzlicher, satzungsmäßiger oder vertraglicher Regelungen heranzu-
ziehen, 

 

c) über Rechtsbehelfe gegen Verwaltungsakte zu entscheiden, 
 

d) Forderungen der Gemeinde öffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher Art in 
unbegrenzter Höhe bis zur Dauer von 12 Monaten zu stunden; über die Aus-
setzung der Vollziehung von Abgabenbescheiden zu entscheiden, 
bei Überschreitung einer Stundungssumme von 50.000,00 Euro hat der Bür-
germeister den Rat zu unterrichten. Gestundete Forderungen sind in entspre-
chender Anwendung der Abgabenordnung zu verzinsen. 

 
e) Forderungen der Gemeinde öffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher Art bis 

zu 2.000,00 Euro zu erlassen oder niederzuschlagen, 
 

f) einmalige Verpflichtungen im Rahmen einer haushaltsmäßigen Ermächtigung 
bis zu 50.000,00 Euro) einzugehen, 

 

g)  das Kassenanordnungsrecht alleine auszuüben, 
 

h) die Führung von Rechtsstreitigkeiten und den Abschluss von Vergleichen, so-
weit der Streitwert in zivilrechtlichen Streitigkeiten nicht 5.000,00 Euro und in 
verwaltungsrechtlichen Streitigkeiten nicht 7.500,00 Euro übersteigt, jedoch in 
Streitigkeiten im Abgabenbereich unbegrenzt. 

 
i) Überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen bis 

zu einem Betrag von 10.000,00 Euro im Einzelfall, die über die Ermächtigun-
gen der Haushaltssatzung hinausgehen sowie Buchungen im Rahmen des 
Jahresabschlusses und sonstige Buchungen die keine Auswirkungen auf das 
laufende und folgende Jahresergebnis/se haben, sind ohne vorherige Zu-
stimmung des Rates zu genehmigen. 

 

2. Im Übrigen entscheidet der Bürgermeister nach pflichtgemäßem Ermessen 
darüber, welche Angelegenheiten nach § 41  (3) GO  in seine Zuständigkeit fal-
len. 

 
3. Der Bürgermeister trifft alle dienstrechtlichen Entscheidungen unterhalb 

 der Führungsebene. Für Bedienstete in Führungspositionen trifft der Rat im Ein-
vernehmen mit dem Bürgermeister alle Entscheidungen, die das beamtenrechtli-
che Grundverhältnis oder das Arbeitsverhältnis eines Bediensteten zur Gemeinde 
verändern. Kommt ein Einvernehmen nicht zustande, kann der Rat die Entschei-
dung mit einer Mehrheit von 2/3 der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder treffen. 
Kommt dann auch keine Entscheidung zustande, trifft der Bürgermeister die Ent-
scheidung. Bedienstete in Führungspositionen sind der allgemeine Vertreter des 
Bürgermeisters, die Dezernenten und die Abteilungsleiter/innen. 
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4. Es wird eine hauptamtliche Beigeordnete/ein hauptamtlicher Beigeordneter gewählt. 
Die/Der Gewählte ist allgemeine Vertreterin/allgemeiner Vertreter des Bürgermeis-
ters. 

 

 

§ 16  
 

Öffentliche Bekanntmachungen 
 

1. Öffentliche Bekanntmachungen der Gemeinde Kreuzau, die durch Rechtsvorschrift 
vorgeschrieben sind, werden vollzogen im Amtsblatt der Gemeinde Kreuzau.  
Nachrichtlich wird auf die erfolgte Bekanntmachung in der Dürener Zeitung und 
den Dürener Nachrichten hingewiesen. 
Zeit, Ort und Tagesordnung der Ratssitzungen werden durch Aushang an der fol-
genden Bekanntmachungstafel öffentlich bekanntgemacht: 
Rathaus Kreuzau (Haupteingang zur Bahnhofstraße), Bahnhofstraße 7, 52372 
Kreuzau 
Bei der Bestimmung der Dauer des Aushangs sind die in der Geschäftsordnung 
festgelegten Ladungsfristen zu beachten. Auf den einzelnen Bekanntmachungen 
sind der Zeitpunkt des Aushangs und der Zeitpunkt der Abnahme zu bescheinigen. 
Die Abnahme darf frühestens am Tage nach der Ratssitzung erfolgen. 
 

2. Ist eine öffentliche Bekanntmachung in der in Absatz 1 genannten Form infolge hö-
herer Gewalt oder sonstiger unabwendbarer Ereignisse nicht möglich, so erfolgt die 
Bekanntmachung ersatzweise durch Aushang an der folgenden Bekanntma-
chungstafel der Gemeinde Kreuzau: 
Rathaus Kreuzau (Haupteingang zur Bahnhofstraße), Bahnhofstraße 7, 52372 
Kreuzau  
Ist der Hinderungsgrund entfallen, wird die öffentliche Bekanntmachung nach Abs. 
1 unverzüglich nachgeholt. 

 

3. Der wesentliche Teil der Beschlüsse des Rates wird im Amtsblatt der Gemeinde 
Kreuzau der Öffentlichkeit zugänglich gemacht, soweit im Einzelfall nicht etwas an-
deres beschlossen wird. 

 

§ 17  
 

Inkrafttreten 
 
Die am 11.12.2018 beschlossene 4. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung tritt zum 
01.01.2019 in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 

Die vorstehende 4. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. 
 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO. NRW.) beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntma-
chung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn: 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes Anzeigever-
fahren wurde nicht durchgeführt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder, 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
 
Kreuzau, den 12.12.2018 
 
gez. 
 
 
- Eßer - 
Bürgermeister 


